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Gesetz über die Information der Öffentlichkeit, den Daten-
schutz und das Archivwesen (IDAG) –  
Umsetzung in der Reformierten Landeskirche Aargau 

 
 

Der Kirchenrat an die Synode 
 
 
Antrag: 
 
Die Synode verabschiedet die zur Umsetzung des Gesetzes über die Information der Öf-
fentlichkeit, den Datenschutz und das Archivwesen (IDAG) notwendigen Änderungen in 
der Kirchenordnung, dem Reglement über die Organisation der Landeskirchlichen 
Dienste und dem Dienst- und Lohnreglement für die ordinierten Dienste1. 
 
 
 
Sehr geehrte Synodale 
 
 

A. Ausgangslage 
 
Auf den 1. Juli 1993 hat der Bund das Bundesdatenschutzgesetz2 in Kraft gesetzt. Seit diesem Zeit-
punkt sind die Kantone daran, auf der kantonalen Ebene eigene Datenschutzgesetze zur Ergänzung 
und Umsetzung des Bundesrechts zu erlassen. Der Kanton Aargau wird als einer der letzten Kantone 
mit dem Gesetz über die Information der Öffentlichkeit, den Datenschutz und das Archivwesen 
(IDAG)  vom 24. Oktober 20063 sowie der dazugehörenden Verordnung (VIDAG)  am 01. Juli 2008 
die entsprechenden Rechtsgrundlagen in Kraft setzen. 
 
Das IDAG regelt für alle öffentlichen Organe die Pflicht zur aktiven Information der Bevölkerung und 
der Information auf Nachfrage hin. Das ist mit dem Begriff "Öffentlichkeitsprinzip" gemeint. Es ver-
stärkt den Datenschutz und verpflichtet alle verantwortlichen Organe, alle Dokumente, denen für die 
Öffentlichkeit und Wissenschaft Bedeutung zukommt, sicherzustellen, zu registrieren und aufzube-
wahren. Zu den öffentlichen Organen, für die das IDAG gilt, gehören die Reformierte Landeskirche 
Aargau sowie die reformierten Aargauer Kirchgemeinden (§ 3 lit. c Ziff. 3 IDAG). 
 

                                                      
1 Kirchenordnung, KO, SRLA 151.100; Reglement über die Organisation der landeskirchlichen Dienste, OrR, 
 SRLA 235.100; Dienst- und Lohnreglement für die ordinierten Dienste, DLD, SRLA 371.300. 
2 Systematische Sammlung des Bundesrechts, 235.1. 
3 SAR [noch nicht bekannt]; Das IDAG sowie die Verordnung (VIDAG) können unter 
 http://www.ag.ch/dvi/de/pub/_ffentlichkeit_und_datenschutz.php eingesehen werden. 
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B. Umsetzung der Datenschutzanforderungen im Recht der  
 Landeskirche 
 
Da mit dem IDAG ein Systemwechsel hin zum sogenannten „Öffentlichkeitsprinzip“  vollzogen 
wird, besteht für alle öffentlichen Organe und damit auch für den Kirchenrat als Exekutivorgan der 
Landeskirche Handlungsbedarf. Die öffentlich-rechtlichen Körperschaften müssten ohne die notwen-
digen, hier vorgelegten gesetzlichen Korrekturen zukünftig die Sitzungen der Exekutivorgane (Kir-
chenrat, Kirchenpflege) sowie sämtliche Dokumentationen von Sitzungen (Protokolle) der Öffentlich-
keit zugänglich machen. 
 
Auf der Grundlage zweier Rechtsgutachten hat der Kirchenrat 2007 den für die Landeskirche resultie-
renden Handlungsbedarf sowie konkrete Empfehlungen zur Umsetzung des IDAG im Recht der Lan-
deskirche im Detail erarbeiten lassen. 
 
Der so ermittelte Handlungsbedarf machte deutlich, dass es ausreicht, die notwendigen rechtlichen 
Anpassungen in den bereits bestehenden Gesetzen und Verordnungen der Reformierten Landeskirche 
vorzunehmen. Ein eigenständiges Spezialgesetz zum Datenschutz ist nicht notwendig. 
 
Der Kirchenrat schlägt deshalb der Synode die nachfolgend im Einzelnen erläuterten Änderungen in 
der Kirchenordnung (KO), im Reglement über die Organisation der landeskirchlichen Dienste (OrR) 
und im Dienst- und Lohnreglement für die ordinierten Dienste (DLD) vor. 
 
 

C. Kommentierung der Änderungen im Einzelnen 
 
 
I. Öffentlichkeitsprinzip 
 
1. Kirchenrat: 
 Änderung des Reglements über die Organisation der landeskirchlichen Dienste (OrR) vom 

22. November 2000 (SRLA 235.100) 
 
 
§ 3 Abs. 3 OrR lautet: 
 
bisher: 

 
3 Der Kirchenrat schafft eine zweckmässige Verwaltungsorganisation. Er passt bei Bedarf die 

Verwaltungsorganisation veränderten Verhältnissen an. Er sorgt für eine zweckmässige und 
offene Kommunikationskultur. 
 
 

geändert und neu (Abs. 3 geändert, Abs. 4 und 5 neu): 
 

3 Der Kirchenrat schafft eine zweckmässige Verwaltungsorganisation. Er passt bei Bedarf die 
Verwaltungsorganisation veränderten Verhältnissen an. 

4 Der Kirchenrat ist verpflichtet, die Öffentlichkeit über Angelegenheiten von allgemeinem 
Interesse sowie Tätigkeiten des Kirchenrats und der landeskirchlichen Dienste nach den 
Vorschriften des Gesetzes über die Information der Öffentlichkeit, den Datenschutz und das 
Archivwesen (IDAG) vom 24. Oktober 20064 zu informieren. 

5 Die Sitzungen des Kirchenrats sind nicht öffentlich. 
 

                                                      
4 SAR xxx.xxx (nach Vergabe der SAR-Nummer einzusetzen). 
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a. Zugang zu amtlichen Dokumenten 
 
Das IDAG führt für alle öffentlichen Organe, d.h. auch für die Reformierte Landeskirche, das Öffent-
lichkeitsprinzip ein. Nach diesem Grundsatz ist prinzipiell alles öffentlich zugänglich, was nicht aus 
bestimmten Gründen geheim zu bleiben hat. Bisher galt der Grundsatz, dass alles geheim war, was 
nicht aufgrund einer besonderen Bewilligung bekannt gemacht werden durfte. 
 
Der Zugangsanspruch besteht zu amtlichen Dokumenten (§ 5 Abs. 1 IDAG). Er kann gemäss  
§ 5 Abs. 2 IDAG eingeschränkt, aufgehoben oder verweigert werden, wenn 
 

„ a) spezielle Gesetzesbestimmungen oder 
   b) überwiegende öffentliche oder private Interessen entgegenstehen.“5 

 
 
b. Zugangsanspruch zu Sitzungsprotokollen 
 
Der Zugangsanspruch ist gänzlich ausgeschlossen bei Protokollen von nicht öffentlichen Sitzungen 
und bei amtlichen Dokumenten hängiger Geschäfte, Verfahren oder über Positionen in laufenden Ver-
tragsverhandlungen (§ 7 IDAG). Der Ausschluss dient in den genannten Fällen in erster Linie der frei-
en Meinungsbildung des öffentlichen Organs. Kirchliches Organ ist u.a. der Kirchenrat. Dieser soll 
ungehindert von Einflussversuchen von aussen den Beratungs- und Meinungsbildungsprozess durch-
laufen können. Dabei wird unterschieden zwischen den Protokollen nicht öffentlicher Sitzungen, in die 
auch nach Abschluss des Geschäfts keine Einsicht genommen werden kann (vorbehältlich der Archiv-
gesetzgebung), und den Dokumenten hängiger Geschäfte, in die nach Beendigung nach den grundsätz-
lichen Regeln Einsicht genommen werden kann. Bei nicht öffentlichen Sitzungen handelt es sich um 
wiederkehrende Sitzungen eines bestimmten Gremiums, dessen Arbeit auch nicht durch die nachträg-
liche Möglichkeit zur Einsichtnahme in der freien Meinungsbildung beeinflusst werden soll. Auch soll 
das Kollegialitätsprinzip nicht dadurch unterhöhlt werden, dass nachträglich das Stimmverhalten der 
einzelnen Mitglieder festgestellt werden kann. 
 
Unter den Begriff der amtlichen Dokumente fallen auch Protokolle von Sitzungen des Kirchenrats. In 
der kirchlichen Gesetzgebung sind die Sitzungen des Kirchenrats bisher nicht ausdrücklich für nicht 
öffentlich erklärt worden. Deshalb würden die Sitzungsprotokolle nach dem Öffentlichkeitsprinzip 
dem Einsichtsrecht unterliegen, soweit es sich nicht um hängige Geschäfte handelt und der Zugang 
nicht wegen entgegenstehender Gesetzesvorschriften oder aufgrund einer Interessenabwägung verwei-
gert werden muss. Um die freie und unbeeinflusste Meinungsbildung des Kirchenrats zu schützen und 
die Protokolle auch nach Abschluss der Geschäfte vom Einsichtsrecht auszuschliessen, sind die Sit-
zungen des Kirchenrats als nicht öffentlich zu erklären. Dies entspricht auch der bisherigen Praxis und 
der Regelung der staatlichen Gesetzgebung für die Sitzungen des Regierungsrats. Dem Kirchenrat 
verbleibt aber die Möglichkeit und die Pflicht, über Angelegenheiten von allgemeinem Interesse aktiv 
zu informieren. 
 
Durch die Erklärung einer Sitzung als nicht öffentlich wird der verfassungsmässig garantierte Zu-
gangsanspruch eingeschränkt (§ 72 Abs. 1 Kantonsverfassung6). Diese Einschränkung ist deshalb in 
einer von der Synode zu beschliessenden Rechtsgrundlage zu erklären. Es drängt sich daher eine Än-
derung von § 3 Abs. 3 OrR auf. 
 
Im gleichen Zug kann die Bestimmung auch im Sinne des Öffentlichkeitsprinzips präzisiert werden. 
Danach stellen Informationspflicht und Zugangsrecht verbindliche Rechte und Pflichten dar, die über 
die bisher festgeschriebene zweckmässige und offene Kommunikationskultur hinausgehen. 
 

                                                      
5 Vgl. § 5 Abs. 2 IDAG. 
6 Verfassung des Kantons Aargau, SAR 110.000. 
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2. Kirchenpflege: 
Änderung der Kirchenordnung der Evangelisch-Reformierten Landeskirche des Kan-
tons Aargau (KO) vom 22. November 19767 

 
a. Aktive Information durch die Kirchenpflege 
 
§ 43 Abs. 2 KO lautet: 
 
bisher: 

2 Sie8 untersteht der Schweigepflicht. 
 
 
ergänzt: 
 

2 Sie untersteht der Schweigepflicht, soweit das Seelsorgegeheimnis betroffen ist. Im Übrigen 
gelten die Bestimmungen des Gesetzes über die Information der Öffentlichkeit, den Daten-
schutz und das Archivwesen (IDAG) vom 24. Oktober 20069. 

 
Mit der Änderung von Abs. 2 des § 43 KO wird das Öffentlichkeitsprinzip umgesetzt und die Mög-
lichkeit der aktiven Information durch die Kirchenpflege sichergestellt, ohne das Seelsorgegeheimnis 
zu tangieren. 
 
b. Nicht-Öffentlichkeit der Sitzungen der Kirchenpflege 
 
§ 43 KO lautet: 
 
bisher: 
 

1 Die Kirchenpflege besteht aus mindestens vier ehrenamtlichen Mitgliedern, die auf 
eine Amtsdauer von vier Jahren gewählt werden, sowie den Pfarrerinnen, Pfarrern, 
den diakonischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die ihr von Amtes wegen ange-
hören. Beschränkungen für die ordinierten Dienste sind durch das Delegationsprinzip 
möglich. 
Sie untersteht der Schweigepflicht. 

3-6 ........(nicht zu verändern). 
7 Die Kirchenpflege versammelt sich nach Bedarf zu ihren Sitzungen, mindestens aber 

sechs Mal im Jahr. Auf Verlangen von drei Mitgliedern der Kirchenpflege hat der 
Präsident sofort zu einer Sitzung einzuladen. 

8-11 ........(nicht zu verändern). 
 
neu: 
 

1 Die Kirchenpflege .... (unverändert). 
2 Sie untersteht der Schweigepflicht, soweit das Seelsorgegeheimnis betroffen ist. Im 

übrigen ist das Gesetz über die Information der Öffentlichkeit, den Datenschutz und 
das Archivwesen (IDAG) vom 24. Oktober 2006 anwendbar. 

3-6 ........(unverändert) 
7 Die Kirchenpflege versammelt sich nach Bedarf zu ihren Sitzungen, mindestens aber 

sechs Mal im Jahr. Auf Verlangen von drei Mitgliedern der Kirchenpflege hat die 
Präsidentin bzw. der Präsident sofort zu einer Sitzung einzuladen. Die Sitzungen sind 
nicht öffentlich. 

8-11 ........(unverändert). 

                                                      
7 SRLA 151.100. 
8 Die Kirchenpflege, vgl. § 43 Abs. 1 KO. 
9 SAR .... (sobald bekannt). 
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Die Ausführungen zur Änderung des Organisationsreglements10 in Bezug auf den Ausschluss der Öf-
fentlichkeit gelten hier entsprechend. 
 
Das Organisationsreglement gilt (nur) für die landeskirchlichen Dienste, nicht für die Kirchgemeinden 
(§ 2 OrR). Der Ausschluss der Öffentlichkeit für die Sitzungen der Kirchenpflege muss daher separat 
erfolgen. 
 
In § 43 Kirchenordnung werden u.a. die Schweigepflicht, die Aufgaben der Kirchenpflege, Sitzungs-
rhythmus, Beschlussquorum und die Teilnahme nicht stimmberechtigter Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter geregelt. Der Ausschluss der Öffentlichkeit von den Sitzungen der Kirchenpflege hat inhaltliche 
Bezüge zur Schweigepflicht und zur Teilnahmeberechtigung an Sitzungen. Es empfiehlt sich daher, 
den Ausschluss der Öffentlichkeit von den Sitzungen der Kirchenpflege in diese Bestimmung zu in-
tegrieren. 
 
 

II. Seelsorge 
 
 
Änderung des Dienst- und Lohnreglements für die ordinierten Dienste (DLD) vom 16. Novem-
ber 200511 
 
§ 4 Abs. 1 DLD lautet: 
 
bisher: 
 

1 Pfarrerinnen und Pfarrer sind insbesondere verantwortlich für die Seelsorge, die inhaltliche 
Gestaltung des Gottesdienstes, die Taufe, das Abendmahl, die Trauungen, die Abdankungen 
und weitere gottesdienstliche Feiern. 

 
 
geändert: 
 

1 Pfarrerinnen und Pfarrer sind insbesondere verantwortlich für die Seelsorge, die auch von 
Diakonischen Mitarbeitenden ausgeübt werden kann. Die inhaltliche Gestaltung des Gottes-
dienstes, die Taufe, das Abendmahl, die Trauungen, die Abdankungen und weitere gottes-
dienstliche Feiern sind Aufgabe der Pfarrerinnen und Pfarrer. 

 
 
Durch eine sogenannte Fremdänderung, d.h. eine Änderung in einem anderen Gesetz als Auswirkung 
des Hauptgesetzes (hier des IDAG12), wurde § 49 Abs. 3 des Gesundheitsgesetzes (GesG) vom 10. 
November 1987 (SAR 301.100) wie folgt geändert: 
 

§ 49 Abs. 3 Gesundheitsgesetz (GesG): 
„Die seelsorgerische Betreuung der Patienten ist zu gewährleisten; sie wird durch die Spital-
pfarrdienste der anerkannten Landeskirchen und die Gemeindepfarrämter wahrgenommen. Sie 
haben Anspruch auf Mitteilung von Name und Adresse von Angehörigen ihrer Glaubensge-
meinschaft, sofern die Patienten die Weiterleitung ihrer Daten nicht abgelehnt haben.“ 

 

                                                      
10 Vgl. oben C.I.1. 
11 SRLA 371.300. 
12 Vgl. Ziffer II.7 IDAG. 
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Für die Praxis ist diese Änderung des § 49 Abs. 3 GesG ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung. 
Nachdem von Seiten des Kirchenrats gegenüber kantonalen Vertretern (Regierungsrat, Spitalverwal-
tung) seit Jahren das Anliegen vertreten wurde, nicht nur die Spitalpfarrdienste, sondern auch die Ge-
meindepfarrämter sollten Zugang zu den Patientendaten und damit zur seelsorgerischen Betreuung der 
Patienten haben, ist dieser grundlegende Anspruch nun geklärt. 
 
 
Es bleibt aber klarzustellen, welche Personen unter den Begriff „Gemeindepfarramt“ fallen, d.h. ob 
neben den Pfarrpersonen auch Diakonische Mitarbeitende hierunter zu fassen sind. 
 
Der Ausdruck „Gemeindepfarrämter“ im Sinne von § 49 Abs. 3 GesG erweist sich insofern als ausle-
gungsbedürftig, als nicht von vornherein klar ist, ob er auch Diakonische Mitarbeitende umfasst. 
 
Die seelsorgerische Betreuung von Patientinnen und Patienten fand bisher in der Praxis tatsächlich 
nicht nur durch Spitalpfarrdienste und Gemeindepfarrerinnen und –pfarrer statt, sondern auch durch 
Diakonische Mitarbeitende. Die eingangs erwähnten Rechtsgutachten, die der Kirchenrat zu den not-
wendigen Gesetzesanpassungen im Zusammenhang mit dem IDAG im 2007 erstellen liess, kamen 
zum Schluss, dass das Parlament den weitergehenden Schutz der durch das Spital bekanntzugebenden 
Daten anstrebte. Unter „Gemeindepfarramt“ seien alle dem strafrechtlich geschützten Seelsorgege-
heimnis unterstehenden Personen zu verstehen, d.h. Pfarrerinnen und Pfarrer sowie Hilfspersonen, 
die unter ihrer Anleitung und Aufsicht tätig werden. Diese Hilfspersonen wären dem Spital zu melden 
oder die Daten von der Pfarr- an die Hilfsperson weiterzuleiten. Diakonischen Mitarbeitenden könnten 
nach geltendem Recht zwar nicht durch Pfarrpersonen, aber durch die Kirchenpflege seelsorgerische 
Aufgaben zugewiesen werden (§ 26 Abs. 3 KO in Verbindung mit §§ 5 und 7 Dienst- und Lohnregle-
ment für die ordinierten Dienste [DLD] vom 16. November 2005 [SRLA 371.300]). Sie seien damit zu 
den „Gemeindepfarrämtern“ im Sinne von § 49 Abs. 3 GesG zu zählen. 
 
Diese rechtliche Ausgangslage soll nun auch unzweifelhaft in der Praxis umgesetzt werden können, 
d.h. dass stets gewährleistet sein soll, dass Namen und Adresse der reformierten Patienten auch an 
Diakonische Mitarbeitende, die mit seelsorgerischen Aufgaben betraut wurden, direkt weitergegeben 
werden. Rechtssicherheit schafft aber nur eine gesetzliche Verankerung. Aus diesem Grund sind die 
Diakonischen Mitarbeitenden in § 4 DLD (Marginalie „Pfarramt“) aufzuführen, und zwar als Perso-
nen, die die Pfarrpersonen bei den seelsorgerischen Aufgaben unterstützen. 
 
 
Eine derartige Ergänzung des Begriffs „Pfarramt“ bedeutet keine Auflösung der Grenzen zwischen 
Pfarramt und Diakonie, sondern ist vielmehr als notwendige Erweiterung resp. Ausdehnung des seel-
sorgerischen Aufgabenbereichs auf die Unterstützung durch Diakonische Mitarbeitende zu verstehen. 
Die Seelsorge bleibt unverändert das Kerngeschäft der Pfarrpersonen. 
 
 
Selbstverständlich ist auch die Mitarbeit von Freiwilligen in der Seelsorge von grosser Bedeutung. 
Diese Arbeit wird von allen Beteiligten anerkannt und sehr geschätzt. Von den hier zum Thema Da-
tenschutz notwendigen Gesetzesänderungen ist diese Arbeit jedoch nicht betroffen. Sie kann unverän-
dert im gewohnten Rahmen fortgeführt werden. 
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III. Verordnungsrecht und Archivwesen 
 
Änderung der Kirchenordnung der Evangelisch-Reformierten Landeskirche (KO) vom 
22. November 197613 (Pflichten und Befugnisse des Kirchenrates) 
 
§ 103 Abs. 1 Ziff. 3bis (neu) lautet: 
 

Der Kirchenrat erlässt im Zusammenhang mit dem Gesetz über die Information der Öffent-
lichkeit, den Datenschutz und das Archivwesen (IDAG) vom 24. Oktober 2006 eine Verord-
nung. Er kann für aufwändige Verfahren und für die Erstellung von Kopien eine angemessene 
Gebühr vorsehen. 

 
Um den nötigen Handlungsspielraum für offene Bereiche zu erhalten, wird der Kompetenzkatalog des 
Kirchenrates in § 103 KO um eine Ziffer erweitert. Im Besonderen erhält der Kirchenrat das Recht, in 
bestimmten Fällen eine Gebührenerhebung vorzusehen. Darüber hinaus kann auch die Archivordnung 
an die Erfordernisse des IDAG angepasst werden. Eine auf Anregung der Landeskirche angepasste 
Verordnung zum IDAG erteilt der Landeskirche die Kompetenz zum Erlass eigener Richtlinien betref-
fend Aktenführung und Archivierung. 
 
 

D. Schlussbemerkung 
 
Der Kirchenrat bittet die Synode, die dringend notwendigen Anpassungen in den Rechtsgrundlagen 
der Landeskirche vorzunehmen, da es andernfalls in der Praxis schwierig wird, in Zukunft die Be-
suchsdienste in den Spitälern zu gewährleisten. Mit den vorgeschlagenen Änderungen kann angemes-
sen auf den entstandenen Handlungsbedarf zum IDAG reagiert werden. 
 
Der Kirchenrat bittet Sie deshalb, den vorgesehenen Änderungen in der Kirchenordnung, dem Regle-
ment über die Organisation der landeskirchlichen Dienste und dem Dienst- und Lohnreglement für die 
ordinierten Dienste zuzustimmen. 
 
 
 
 
REFORMIERTER KIRCHENRAT 
Präsidentin: Kirchenschreiberin: 
 
 
 
Claudia Bandixen Rosmarie Weber 
 

                                                      
13 SRLA 151.100. 


